
Seite 1 

 

 

Gemeinde Fiefbergen 

 

B-Plan Nr. 9 – „Photovoltaik-Anlage an der Bahn“ und 
9. Änderung des FNP im Zusammenhang mit der Aufstellung des B-Planes Nr. 9 

 
 

Ergebnis der Prüfung und Abwägung eingegangener Stellungnahmen zum Entwurf 
 

Behörden und sonstige Träger öffentlicher Belange 
Nicht abgegeben wurden Stellungnahmen folgender Behörden und Firmen 

Nr. 02  Amt Probstei für die Nachbargemeinden      Knüll 4     24 217 Schönberg 
  Barsbek, Wisch, Krokau, Schönberg, Höhndorf, Passade 
Nr. 03  Amt Probstei Abt. II.3        Knüll 4     24 217 Schönberg 
Nr. 05  Bund für Umwelt- und Naturschutz Deutschland e.V. LV SH e.V.  Lorentzendamm 16   24 103 Kiel 
Nr. 07  Freiwillige Feuerwehr        Knüll 4     24 217 Schönberg 
Nr. 08  Gewässerunterhaltungsverband Schönberger AU    Knüll 4     24 217 Schönberg 
Nr. 09  Landesamt für Denkmalpflege Schleswig-Holstein    Wall 47/51    24 103 Kiel 
Nr. 12  Landwirtschaftskammer  Schleswig-Holstein     Grüner Kamp 15-17   24 768 Rendsburg 
Nr. 18  AKN Eisenbahn GmbH        Rudolf-Diesel-Straße 2   24 568 Kaltenkirchen 
Nr. 19  Landesbetrieb Straßenbau und Verkehr      Kieler Straße 19   24768 Rendsburg 
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§ 1 Abs. 7 BauGB verweist auf Folgendes: „Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind die 
öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht 
abzuwägen.“ Daraus geht hervor, dass bereits der Gesetzgeber regelmäßig davon 
ausgeht, dass die in § 1 BauGB aufgeführten Belange einander im Widerspruch stehen 
können und insofern im Zuge der Abwägung eine sachgerechte Priorisierung 
vorzunehmen ist. Prioritär aus Sicht der Gemeinde ist unter Beachtung der übrigen 
Belange, dem Klimawandel auch unter Anwendung von § 1 Abs. 3 Nr. 4 BNatSchG 
effektiv zu begegnen; hiernach kommt dem Aufbau einer nachhaltigen 
Energieversorgung insbesondere durch zunehmende Nutzung erneuerbarer Energien 
eine besondere Bedeutung zu. Während der Klimawandel inzwischen zweifelsfrei 
weltweit, regional und lokal spürbar ernsthafte und mitunter unumkehrbare 
Schädigungen der Umwelt hervorruft, wirkt die (hier nachweislich räumlich eng 
begrenzte) Beeinträchtigung des Landschaftsbildes lediglich auf das subjektive 
Empfinden ohne jegliche Beeinträchtigung der menschlichen Gesundheit. 
 
Die Einschränkung der Gebietskulisse gemäß EEG 2017 auf Grund der Bedeutung, des 
Ausbauzustandes und der Verkehrsbelegung von Schienentrassen (LEP 2018 Kap. 
4.5.2.) ist nicht zulässig. 
BEGRÜNDUNG 
Der geplante Grundsatz, die Entwicklung von Freiflächenanlagen ausschließlich entlang 
von Schienenwegen mit überregionaler Bedeutung bzw. vorbelastete Flächen 
auszurichten (Ziffer4.5.2, Abs. 2 G), kann angesichts der Typisierung des EEG, nach 
dem Schienenwege grundsätzlich vorbelastet sind (§ 37 Abs. 1 Nr. 3 Buchst c) EEG), 
als unzulässige Verhinderungsplanung eingeordnet werden. 
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Nebenbei bemerkt, der LEP-E 2018 sieht auch vor, dass aus Gründen des Klima-
schutzes, der Versorgungssicherheit und der Wirtschaftlichkeit bis 2025  
37 TWh Strom aus erneuerbaren Energien erzeugt werden sollen (Ziffer A.5.Abs. 1,G) 
 
 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass im Rahmen des aktuellen Planfeststellungs-
verfahrens der Ausbau der Bahnstrecke so erfolgt, dass die ersten Züge bereits ab 
2022 im Stundentakt fahren könnten.  
 
Zu 1.) Eine eingriffsrelevante bzw. umwelterhebliche bzw. artenschutzrechtlich relevante 
Zerschneidungswirkung geht vom geplanten Vorhaben deshalb nicht aus, weil a.) das 
Plangebiet unter Beachtung und Belassung der für die Wanderung insb. von Amphibien, 
Klein- und Großsäugern maßgeblichen Leitstrukturen (lineare Gehölze, Wegraine) in 
vier Teilflächen (Baufelder) mit dazwischen bebauungsfrei verbleibenden, größeren 
Korridoren aufgeteilt ist, b.) die Umzäunung dieser vier Baufelder ist für Amphibien, 
Reptilien, Kleinsäuger, Fledermäuse und Vögel uneingeschränkt durchlässig und 
passierbar, Großsäuger wie insb. Schwarz-, Rot-, Dam- und Rehwild nutzen weiterhin 
ebenfalls uneingeschränkt die vorhandenen linearen Gehölzstrukturen (Deckung in der 
offenen Feldflur!) zur Passage. Innerhalb der Flächen ergeben sich durch die 
betriebsbedingte Umwandlung der ackerbaulichen Nutzung zugunsten einer technisch 
bedingt extensiven Grünlandpflege erhebliche Vorteile für wandernde Arten. 
 
Zu 2.) Die Erdverkabelung ist insofern nicht eingriffsrelevant, als dass diese keine 
erheblichen Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft hervorrufen kann, wie im 
Umweltbericht Kap. 4.2.2. erläutert und begründet. 
 
Zu 3) Ein Monitoring ist insofern nicht erforderlich, als dass zu diesem Thema bereits 
umfangreiche Literatur zu bereits durchgeführten Monitorings zu zahlreichen PV 
Anlagen in Deutschland mit eindeutigen, für den Artenschutz und die Biodiversität in der 
Regel positiven Ergebnissen existiert. Maßgeblich für einen positiven Effekt ist die 
Standortwahl. Wie im Fachbeitrag Artenschutz dargelegt, handelt es sich bei den 
beanspruchten Flächen um nicht störungsarme, intensiv genutzte Ackerflächen mit 
derzeit äußerst eingeschränktem Artenspektrum. Wie im Fachbeitrag Artenschutz 
dargestellt, werden insbesondere die Offenlandarten (es ist davon auszugehen, dass 
der Hinweisgeber diesen Begriff standardgemäß für entsprechende Vogelarten 
verwendet) von der Anlage der Freiflächen-PV-Anlage in diesem Bereich eher 
profitieren. Eine Beeinträchtigung dieser ist auf Grundlage der aktuellen 
wissenschaftlichen Erkenntnisse in Verbindung mit den vorhabenbezogenen 
Standortvoraussetzungen und -potenzialen keinesfalls zu erwarten. 
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Keine Bedenken, Zustimmung 
 
Die Hinweise aus der Stellungnahme zum Vorentwurf wurden im Entwurf vollumfänglich 
berücksichtigt. 
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Keine Bedenken 
 
Die Hinweise zum möglichen Anschluss an das öffentliche Telekommunikationsnetz  
sind durch den Vorhabenträger zu beachten. 
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Es bestehen keine immissionsschutzrechtlichen Bedenken. 
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Die Anregungen und Hinweise werden wie folgt berücksichtigt: 
 
Da die Entwicklung von Standorten zur Erzeugung von erneuerbaren Energien 
grundsätzlich begrüßt wird, kann die Gemeinde davon ausgehen, dass mit dem 
Ergebnis der ergänzenden Alternativenprüfung (sh. Anhang 1zur Prüfung und 
Abwägung) alle geäußerten Bedenken gegen den Standort und die Größe der Anlage 
ausgeräumt sind. 
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Die Einschränkung der Gebietskulisse gemäß EEG 2017 auf Grund der Bedeutung, des 
Ausbauzustandes und der Verkehrsbelegung von Schienentrassen (LEP 2018 Kap. 4.5.2.) ist 
nicht zulässig. BEGRÜNDUNG: Der geplante Grundsatz, die Entwicklung von Freiflächenanlagen 
ausschließlich entlang von Schienenwegen mit überregionaler Bedeutung bzw. vorbelastete 
Flächen auszurichten (Ziffer4.5.2, Abs. 2 G), kann angesichts der Typisierung des EEG, nach 
dem Schienenwege grundsätzlich vorbelastet sind (§ 37 Abs. 1 Nr. 3 Buchst c) EEG), als 
unzulässige Verhinderungsplanung eingeordnet werden. Der LEP-E 2018 sieht auch vor, dass 
aus Gründen des Klimaschutzes, der Versorgungssicherheit und der Wirtschaftlichkeit bis 2025 
37 TWh Strom aus erneuerbaren Energien erzeugt werden sollen (Ziffer A.5.Abs. 1,G) Es wird 
darauf hingewiesen, dass im Rahmen des aktuellen Planfeststellungs-verfahrens der Ausbau der 
Bahnstrecke so erfolgt, dass die ersten Züge bereits ab 2022 im Stundentakt fahren könnten. 
Die Beurteilung der etwaigen Beeinträchtigung des Landschaftsbildes durch die Planung ist 
Gegenstand des Kap. 3.5 des Umweltberichtes. Hier wird erläutert und begründet, dass sich 
erhebliche und somit kompensationspflichtige Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft 
alleine im unmittelbaren Nahbereich ergeben können. 
Zweifelsfrei bietet die Probstei intakte Kulturlandschaften mit einem hohen Erholungswert. Zur 
Schonung dieser greift die Planung in Anwendung des naturschutzrechtlichen 
Vermeidungsprinzips auf ein anthropogen bereits vorbelastetes Gebiet (vgl. Kap. 3.5 
Umweltbericht) zurück. 
 
 
Die Planung führt nicht zu einem Flächenentzug zu Lasten der Landwirtschaft – eine 
landwirtschaftliche Flächennutzung ist weiterhin während des Betriebs der PV-Anlage möglich, 
dann jedoch nicht mehr als Acker, sondern als Grünland. 
 
Die als Anlage 1 beigefügte Alternativenprüfung dokumentiert die zuvor durchgeführte 
Potenzialflächenanalyse für das Gemeindegebiet. 
 
Eine eingriffsrelevante bzw. umwelterhebliche bzw. artenschutzrechtlich relevante 
Zerschneidungswirkung geht vom geplanten Vorhaben deshalb nicht aus, weil a.) das 
Plangebiet unter Beachtung und Belassung der für die Wanderung insb. von Amphibien, Klein- 
und Großsäugern maßgeblichen Leitstrukturen (lineare Gehölze, Wegraine) in vier Teilflächen 
(Baufelder) mit dazwischen bebauungsfrei verbleibenden, größeren Korridoren aufgeteilt ist, b.) 
die Umzäunung dieser vier Baufelder ist für Amphibien, Reptilien, Kleinsäuger, Fledermäuse 
und Vögel uneingeschränkt durchlässig und passierbar, Großsäuger wie insb. Schwarz-, Rot-, 
Dam- und Rehwild nutzen weiterhin ebenfalls uneingeschränkt die vorhandenen linearen 
Gehölzstrukturen (Deckung in der offenen Feldflur!) zur Passage. Innerhalb der Flächen 
ergeben sich durch die betriebsbedingte Umwandlung der ackerbaulichen Nutzung zugunsten 
einer technisch bedingt extensiven Grünlandpflege erhebliche Vorteile für wandernde Arten. 
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Der Begriff „Zersiedelung“ erweist sich in Bezug auf die Planung sowohl im städtebaulichen, als 
auch naturschutzfachlichen Sinne als irreführend: Der Zersiedelungsaspekt ist fachlich auf eine 
Freiflächenphotovoltaikanlage nicht sinnvoll anwendbar, erst recht nicht im Zusammenhang mit 
der Bindung an Verkehrstrassen. Zwangsläufig werden PV-Freiflächen-Anlagen, deren 
Wirtschaftlichkeit und Beitrag zum Klimaschutz maßgeblich auch von einer entsprechenden 
Größe der Anlage abhängig ist, regelmäßig im nicht besiedelten Außenbereich, d.h. in der freien 
Landschaft errichtet. Der Begriff „Zersiedelung“ steht allerdings originär im Zusammenhang mit 
der Wohnfunktion. Wohnbauflächen führen zu einer „Besiedelung“, Freiflächen-PV-Anlagen 
hingegen nicht, da hier eine Wohnfunktion nicht gegeben oder erwünscht ist. In Bezug auf die 
Vogellebensräume insb. für Offenlandbrüter wie Wiesenschafstelze und Feldlerche, aber auch für 
Gehölzbrüter ergibt die anlagenbedingte Umwandlung von Intensivacker zu Extensivgrünland eine 
erhebliche Aufwertung des Lebensraumpotenzials, sowohl Fortpflanzungsstätten, als auch 
Nahrungsflächen betreffend. Die von linearen Gehölzstrukturen entlang der Bahntrasse 
ausgehende Biotopverbundfunktion bleibt von den Planinhalten unberührt. Die Planung steht 
somit auch diesbezüglich nicht im Widerspruch zu den Darstellungen des Landschaftsplans. 
In Bezug auf die Eingriffsregelung gilt nach § 13 BNatSchG in Bezug auf den allgemeinen Schutz 
von Natur und Landschaft folgender Grundsatz: „Erhebliche Beeinträchtigungen von Natur und 
Landschaft sind vom Verursacher vorrangig zu vermeiden. Nicht vermeidbare erhebliche 
Beeinträchtigungen sind durch Ausgleichs- oder Ersatzmaßnahmen oder, soweit dies nicht 
möglich ist, durch einen Ersatz in Geld zu kompensieren.“ Der Umweltbericht erläutert und 
begründet, dass diesem Grundsatz Rechnung getragen wird. 
§ 1 BauGB enthält neben dem in § 1a BauGB BauGB als ergänzende Vorschrift formulierten 
Grundsatz zum sparsamen Umgang mit Grund und Boden eine Vielzahl anderer, gleichrangiger 
Grundsätze. § 1 Abs. 7 BauGB verweist auf Folgendes: „Bei der Aufstellung der Bauleitpläne sind 
die öffentlichen und privaten Belange gegeneinander und untereinander gerecht abzuwägen.“ Die 
in § 1 BauGB aufgeführten Belange können insofern einander im Widerspruch stehen, es bedarf 
insofern regelmäßig im Zuge der Abwägung einer sachgerechte Priorisierung. Prioritär aus Sicht 
der Gemeinde ist unter Beachtung der übrigen Belange, dem Klimawandel auch unter 
Anwendung von § 1 Abs. 3 Nr. 4 BNatSchG effektiv zu begegnen; hiernach kommt dem Aufbau 
einer nachhaltigen Energieversorgung insbesondere durch zunehmende Nutzung erneuerbarer 
Energien eine besondere Bedeutung zu. Angesichts des Sachverhalts, dass die geplante PV-
Anlage lediglich ca. 1 % des Bodens durch Pfahlrammung versiegelt, diese im Übrigen nach der 
festgesetzten Nutzungsdauer von 25 Jahren vollständig zurückzubauen ist, der Boden insofern 
auch einer ackerbaulichen Nutzung wieder zugeführt werden kann, ist diese Priorisierung 
angesichts der ungleich schwerer wiegenden Folgen des Klimawandels in jedem Falle 
gerechtfertigt. 
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Der Anteil der Bodenversiegelung bei der vorgesehen PV-Anlage liegt bei ca. 1 % (Kap. 4.2.3 
Umweltbericht). Die Überstellung mit Modulen bleibt ohne erhebliche Beeinträchtigung des Bodens  
Nach 25 Jahren erfolgt gem. Festsetzung ein vollständiger Rückbau mit anschließender 
Wiederaufnahmemöglichkeit der intensiven ackerbaulichen Nutzung. Anders als bei irreversiblen 
Bebauungen erfolgt hier insofern kein dauerhafter Entzug, sondern eine Pausierung der intensiven 
ackerbaulichen Nutzung, die in Bezug auf die Regeration des Kulturbodens in jedem Falle nicht 
nachteilig ist. 
Derzeit übernehmen die intensiv ackerbaulich genutzten Landwirtschaftsflächen keine oder in 
Abhängigkeit der angebauten Frucht allenfalls nur eine untergeordnete Funktion als Äsungsfläche 
für Wild. Wildäsungsflächen mit einer relevanten, besonderen Funktion zeichnen sich durch 
Störungsarmut, Waldnähe, extensive oder fehlende Bewirtschaftung sowie – daraus folgend – 
einen hohen Anteil an Gräsern, Kräutern und Gehölzaufwuchs aus. Diese Eigenschaften 
übernehmen die von der Planung beanspruchten Flächen derzeit nicht.  
 
 
Zur Klarstellung der verkehrlichen Erschließung wird die Begründung wie folgt präzisiert. 
„Die Zu- und Abfahrt zum Plangebiet erfolgt über das Wegeflurstück 30/1 von der Kreisstraße aus. 
Die hier vorhandene Ackerzufahrt und Fahrspur kann für die Errichtung des Solarparks und für 
spätere Wartungsarbeiten genutzt werden. Die Mitnutzung des Wegeflurstückes wird mit dem 
Grundstückseigentümer vereinbart. Ein genehmigungspflichtiger Ausbau ist nicht erforderlich und 
auch nicht geplant.“ 
Die Nutzung des Feldweges als Feuerwehrzufahrt ist ohne einen Ausbau möglich, so dass keine 
weiteren Eingriffe in den Naturhaushalt erforderlich werden.  
 
Grundsätzlich ist die Gemeinde bei der Abarbeitung der Eingriffsregelung an keine Methodik, 
sondern die gesetzlichen Bestimmungen gebunden. Hiernach ergibt sich durch die Umwandlung 
von Intensivacker zu Dauergrünland mit der Möglichkeit zur Beweidung ein Ausgleich der 
erheblichen Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft auf der Fläche. Der Alterlass 
Grundsätze zur Planung von großflächigen Photovoltaikanlagen im Außenbereich - Schleswig-
Holstein - vom 5. Juli 2006 (ABl. Nr. 30 vom 24.07.2006 S. 607) Gl.-Nr.: 7515.1 ist vor Jahren 
ersatzlos ausgelaufen, der Entwurf zur Neufassung des Erlasses noch nicht in Kraft. Öffentlich 
einsehbare Stellungnahmen des BUND und des NABU weisen darauf hin, dass in Bezug auf die 
Neufassung des im Übrigen nicht öffentlich einsehbaren Erlass-Entwurfes noch 
Überarbeitungsbedarf besteht. Insofern ist dieser noch nicht als methodischer und belastbarer 
Standard zu bezeichnen. 
Die Planung führt nicht zu einem Flächenentzug zu Lasten der Landwirtschaft – eine 
landwirtschaftliche Flächennutzung ist weiterhin während des Betriebs der PV-Anlage möglich, 
dann jedoch nicht mehr als Acker, sondern als Grünland. Nach 25 Jahren Nutzungsdauer ist 
festsetzungsgemäß eine Rückführung zur vorrangig landwirtschaftlichen und somit auch wieder 
ackerbaulichen Nutzung vorgesehen. 
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In Bezug auf die Vogellebensräume insb. für Offenlandbrüter wie Wiesenschafstelze und 
Feldlerche, aber auch für Gehölzbrüter ergibt die anlagenbedingte Umwandlung von Intensivacker 
zu Extensivgrünland eine erhebliche Aufwertung des Lebensraumpotenzials, sowohl 
Fortpflanzungsstätten, als auch Nahrungsflächen betreffend. Die von linearen Gehölzstrukturen 
entlang der Bahntrasse ausgehende Biotopverbundfunktion bleibt von den Planinhalten 
unberührt. Die Planung steht somit auch diesbezüglich nicht im Widerspruch zu den 
Darstellungen des Landschaftsplans. Abweichungen von den Darstellungen des 
Landschaftsplans ergeben sich durch die im Übrigen auf 25 Jahre begrenzte PV-Nutzung insofern 
nicht. 
Es besteht insofern kein Anlass zur Annahme, dass die Planung nicht mit den Darstellungen des 
Landschaftsplans in Einklang gebracht werden kann. Vielmehr sind hierbei auch die positiven 
Aspekte der Planung insbesondere in Bezug auf die Schutzgüter Lebensräume, Tier, Pflanzen, 
Wasser, Boden durch Unterbrechung der intensiven ackerbaulichen Nutzung zu beachten. 
Etwaige Wechselbeziehungen im Sinne eines Biotopverbundsystems zwischen den – von den 
Planinhalten unberührt bleibenden – Gewässer- und Gehölzstrukturen (vollständig dokumentiert in 
Kap. 3.6 Umweltbericht) insbesondere für hierfür potenziell relevante Amphibien, Reptilien, 
Insekten, Vögel und Fledermäuse bleiben vollständig erhalten und werden infolge der 
nutzungsbedingten Umwandlung von Intensivacker zur Extensiv-Grünland nicht etwa 
eingeschränkt, sondern gefördert. 
Kabelverlegungsbedingte Störungen des Bodengefüges sind durch horizontweise Lagerung und 
Wiedereinbau sowie die anschließend für 25 Jahre ungestörte, weil nicht mehr ackerbaulich 
beeinflusste Bodenregeneration allenfalls unerhebliche und somit nicht eingriffsrelevante 
Beeinträchtigungen des Schutzgutes Boden. 
Die erhebliche Beeinträchtigung des Landschaftsbildes ist, wie im Umweltbericht Kap. 3.5 
erläutert, ausschließlich begrenzt auf den unmittelbaren Nahbereich der PV-Anlage. Die 
Kompensation dessen erfolgt durch landschaftsbildwirksame Umwandlung von Acker zu ggf. 
beweidetem Extensivgrünland (Kap. 5.2 und 6 Umweltbericht). 
Die Wahrnehmung als „großflächige technogene Landschaft“ ergibt sich bereits perspektivisch 
nicht, da aufgrund des flachen Reliefs nicht etwa das gesamte Plangebiet von überall, sondern 
allenfalls die ersten Modulreihen von der ost-west-gerichteten Bahnstrecke selbst oder des nord-
süd-gerichteten Feldweges wahrnehmbar sind (Kap. 3.5 Umweltbericht). Da das Landschaftsbild 
ein alleine vom Menschen subjektiv wahrnehmbares Schutzgut darstellt, ist die Einschätzung, 
dass eine Umwandlung von Acker zu Wiese oder Weide infolge des Vorhandenseins einer PV-
Anlage eine vielleicht vertretbare, aber nicht abschließende Auffassung. Aus Sicht der Gemeinde 
ist die im Umweltbericht dargestellte und begründete, landschaftsbildpositive Wirkung auch 
weiterhin nachvollziehbar. 
Das Ergebnis einer am 03.01.2019 durchgeführten Kartierung der Biotoptypen ist in Kap. 3.6. in 
Wort und Bild dokumentiert. Die schutzgutbezogene Eingriffsbewertung ist in den 
schutzgutbezogenen Kapiteln des Umweltberichtes im Einzelnen hergeleitet und in Kap. 6 
zusammenfassend tabellarisch dargestellt. Faunistische Untersuchungen sind angesichts des 
eindeutigen Habitatpotenzials des von der Planung beanspruchten Intensivackers nicht 
erforderlich, weil das Artenspektrum, wie im Fachbeitrag Artenschutz erläutert, entsprechend 
eingeschränkt ist. Der Fachbeitrag Artenschutz behandelt gem. § 44 Abs. 5 BNatSchG die 
europäischen Vogelarten und die Arten des Anhangs IV der FFH-RL. Ein Mangel ist angesichts 
des vor Ort eingeschränkten Habitatpotenzials nicht erkennbar. 
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Spuren von Schalenwild entlang der Bahntrasse sind ein Indiz für die Funktion der 
bahnbegleitenden, linearen Gehölze als Deckung gebende Leitstruktur. Diese Funktion bleibt von 
der Umsetzung der Planinhalte unberührt. Die Spuren sind indes kein Hinweis auf eine besondere 
Funktion der von der PV-Anlage beanspruchten intensiv ackerbaulich genutzten 
Landwirtschaftsflächen als Äsungsflächen oder eine hohe Wilddichte. 
Die Wirksamkeit des Alterlasses von 2006 ist vor Jahren ersatzlos ausgelaufen, der Entwurf eines 
neuen Erlasses vom Januar 2021 weiterhin in der Überarbeitung und insofern noch nicht wirksam. 
 
 
Inwieweit von den Planungsinhalten Verbote im Sinne von § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 i.V.m. § 44 Abs. 
5 BNatSchG ausgehen können, ergibt sich nicht aus einem Leitfaden, der alleine als 
Orientierungshilfe dienen mag, sondern aus der diesbezüglichen Artenrelevanzeinschätzung. 
Eine solche kann, sofern erforderlich, durch eine systematische Erfassung des Artenspektrums, 
aber auch durch eine Potenzialeinschätzung auf Grundlage einer Erfassung der Biotop- und 
Habitatstruktur erfolgen. Letzteres wurde angesichts der ausschließlichen Beanspruchung 
intensiv ackerbaulich genutzter Landwirtschaftsflächen in Betracht gezogen und umgesetzt. Die 
Potenzialeinschätzung hat den Nachteil, dass alle angesichts der vorgefundenen Habitatstruktur 
potenziell vorkommenden, dem besonderen Artenschutz im Sinne von § 44 Abs. 5 BNatSchG 
unterliegenden Arten in Betracht gezogen werden müssen. Eine systematische Erfassung des 
Artenspektrums erübrigt diese Vorgehensweise allerdings nicht, da auch dann nicht nur die 
tatsächlich (in lediglich einer Saison) nachgewiesenen Arten, sondern aufgrund der langfristigen 
Wirkung der Planinhalte weiterhin auch die auf Grundlage der vor Ort gegeben Habitatstrukturen 
potenziell vorkommenden Arten zu betrachten wären. 
Da alleine intensiv ackerbaulich genutzte Flächen direkt beansprucht werden, ist die 
artenschutzrechtliche Relevanz der europäischen Vogelarten und der nach Anhang IV FFH-RL 
geschützten Arten auf wenige bodenbrütende Arten (hier: Feldlerche, Schafstelze, Grau- und 
Goldammer) begrenzt. Zugunsten dieser wird vorsorglich, das heißt unabhängig von ihrem 
tatsächlichen Vorkommen Mit berücksichtigt werden die in den angrenzenden Strukturen 
potenziell vorkommenden Arten, für die allerdings die angrenzenden Ackerflächen ohne relevante 
Habitatbedeutung sind. Überdies ist bereits auf Grundlage der einschlägigen artenschutzrechtlich 
ausgelegten Literatur zu zahlreichen Monitorings festzustellen, dass von PV-Anlagen auf 
umgebende Strukturen keine artenschutzrechtliche Störungswirkung ausgehen kann – eine 
solche wäre nur gegeben, wenn die Störungen zur Verschlechterung des Erhaltungszustandes 
der lokalen Populationen einer Art führen. Das allerdings ist, wie im Fachbeitrag Artenschutz 
artengruppenspezifisch dargestellt, auch am Standort Fiefbergen ausgeschlossen. 
 
Das Ergebnis einer am 03.01.2019 durchgeführten Kartierung der Biotoptypen ist in Kap. 3.6. in 
Wort und Bild dokumentiert. Diese Erfassung durch das seit mehr als 20 Jahren vorrangig im 
Bereich des Artenschutzes und der hierfür erforderlichen Kartierungen (Vögel, Reptilien, 
Amphibien, Biotope) tätige Büro Stadt Land Fluss diente insofern nicht allein einer 
Fotodokumentation des Landschaftsausschnitts, sondern als Grundlage einer 
artenschutzrechtlich ausgelegten Einschätzung des vor Ort gegebenen Habitatpotenzials. 
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Sofern, wie vorliegend, eine Betrachtung aller potenziell vorkommenden Arten bzw. Artengruppen 
vorgenommen wird, besteht die Gefahr der Unterschätzung nicht. Eine solche ist im Übrigen auch 
nicht ausgeschlossen, wenn in einer Saison systematische Erfassungen stattgefunden hätten und 
auf Grundlage dessen eine Beschränkung auf, wie von der Hinweisgeberin dargestellt, tatsächlich 
vorgefundene Arten erfolgte. 
Aufgrund der Kleinräumigkeit des Plangebietes und der zudem habitat- und vorhabenbedingt 
äußerst eingeschränkten artenschutzrechtlichen Relevanz der Artengruppen ist eine zusätzliche 
Heranziehung von Landesdaten nicht zielführend, weil im Zuge dessen bereits maßstabsbedingt 
in der Regel kein Erkenntnisgewinn für die lokale Betroffenheit von Arten zu erwarten wäre. 
Ehrenamtlich geführte Datenbanken wie insb. ornitho.de sind als Datenquellen ungeeignet, da 
hier auch (falsche) Eingaben von nicht einschlägig qualifizierten Personen erfolgen und insofern 
eine artenschutzfachlich belastbare Qualität der Daten nicht (immer) gegeben ist. 
 
Fledermäuse: Eine Einschränkung von Flugrouten entlang der Gehölzstrukturen durch 
(bodennah) in Mindestabstanden von 5 m installierte, von Fledermäusen per Ultraschall zudem 
uneingeschränkt ortbare PV-Module, ist ausgeschlossen. 
Stattdessen wird sich innerhalb der PV-Anlage durch Umwandlung von Intensivacker (dieser hat 
für Fledermäuse weder eine Nahrungsflächenfunktion, noch eine Quartiersfunktion) zu Extensiv-
Dauergrünland eine deutliche Erhöhung von Insektenvorkommen in der Fläche ergeben, so dass 
die uneingeschränkte zusätzliche Nahrungsaufnahme bei Fledermäusen zusätzlich auch 
innerhalb der PV-Anlage stattfinden wird. Angesichts des Sachverhalts, dass auf der Strecke ab 
2022 womöglich auch Bahnbetrieb in Dämmerungsphasen oder nachts nicht auszuschließen ist, 
könnte die PV-Anlage durch Neuschaffung eines 13 ha großen Nahrungshabitates mit 
entsprechender Attraktionswirkung (Lenkungswirkung) dazu beitragen, dass die Gefahr von 
Fledermauskollisionen mit fahrenden Zügen reduziert werden. Hinweise zu etwaigen Irritationen 
von Fledermäusen durch glattflächige Solarpaneele oder etwaige Ultraschallemissionen von 
Wechselrichtern – diese sind übrigens ausschließlich tagsüber in Betrieb und insofern nachts 
schallimmissionsfrei – sind auf Grundlage aktueller belastbarer wissenschaftlicher Erkenntnisse 
nicht ableitbar. 
Der von der Hinweisgeberin als „weithin ausgeräumte Agrarlandschaft“ bezeichnete 
Geltungsbereich erfährt durch die Umwandlung von Intensivacker zu Extensiv-Dauergrünland zu 
einer Neueinrichtung einer 13 ha großen, insektenreichen Nahrungsfläche für Fledermäuse an 
einem diesbezüglich nahezu funktionslosen Standort. Es ergibt sich insofern eine im Vergleich 
zum Status Quo ungleich höhere Aufwertung des Nahrungsangebotes. Die Einschränkung 
dessen auf die vorhandenen Gehölz- und Gewässerbiotope innerhalb einer ausgeräumten 
Agrarlandschaft ist insofern mit Umsetzung der Planinhalte nicht mehr zutreffend. Das Vorhaben 
ist insofern nicht etwa mit Störungen, sondern vielmehr der umfangreichen Ergänzung der 
Nahrungsflächenfunktion verbunden. 
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Die von der Hinweisgeberin aufgeworfenen Fragestellungen wurden deshalb nicht in Erwägung 
gezogen, weil sie aus artenschutzrechtlicher Sicht in bezug auf die konkrete Planung nicht 
relevant sind – es mangelt auf Grundlage der aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisse an einem 
kausalen Zusammenhang. 
 
Reptilien: Wie im Fachbeitrag Artenschutz dargelegt, übernimmt die vom Vorhaben beanspruchte 
Intensivackerfläche für Reptilien keine Habitatfunktion. Insofern ergibt sich aus den 
Planungsinhalten auch keine artenschutzrechtliche Relevanz dieser Artengruppe. Zweifellos ist 
das Gleisbett in Verbindung mit den insektenreichen Randstrukturen der Bahntrasse als 
potenzieller Lebensraum der Zauneidechse zu werten. Aus dieser Einschätzung jedoch ergibt 
sich keine planbedingte Relevanz, sondern – im Gegenteil – eine Untermauerung der 
Nichtrelevanz der Planung für die Zauneidechse, da diese infolge der Attraktionswirkung des 
unmittelbar benachbarten Gleisbetts insofern noch weniger Anlass hat, sich auf eine Intensiv-
Ackerfläche zu begeben. An dieser Einschätzung würde sich auch nichts ändern, wenn im 
Rahmen einer systematischen Reptilienerfassung tatsächlich Zauneidechsennachweise im 
Bereich des Gleisbetts erbracht würden. 
 
Amphibien: Die Kenntnis der in dem Kleingewässer tatsächlich vorhandenen Amphibienarten 
würden an der nachfolgend aus dem Fachbeitrag Artenschutz zitierten Prognose nichts ändern: 
„Das zur Überbauung vorgesehene ausschließlich ackerbaulich genutzte Gelände übernimmt für 
Amphibien keine bzw. keine bedeutende Funktion; das im Plangebiet befindlich Kleingewässer 
dürfte indes als Laichhabitat genutzt werden. Potenzielle Winterquartiere wandernder Arten sind 
mit den Heckenstrukturen und dem Bahndamm gegeben. In diese wird allerdings planbedingt 
nicht eingegriffen, beansprucht wird ausschließlich Acker, der für Amphiben derzeit weder als 
Winterquartier noch als Wanderkorridor geeignet ist.  
Zaun und Modulreihen bilden nach Realisierung der PV-Anlage für Amphibien kein Hindernis, im 
Gegenteil:  Die sich unter den Modulen entwickelnden, artenreichen Staudenfluren bilden 
schattenspendende Refugien, die die Tiere vor Austrocknung bewahren und überdies als 
Nahrungsfläche (Insektenreichtum) gerne aufgesucht werden.“ 
 
Vögel: Fasan, Feldsperling, Gimpel, Grünfink, Haussperling, Klappergrasmücke, 
Mönchsgrasmücke, Rotkehlchen, Rabenkrähe und Singdrossel sind allesamt keine Bodenbrüter, 
für die insofern die von den Planinhalten betroffene Ackerfläche keine Funktion als 
Fortpflanzungs- und Ruhestätte übernehmen kann. Eine artenschutzrechtliche Relevanz ergibt 
sich insofern auch für diese Arten nicht. Gleichwohl ist davon auszugehen, dass sich das 
Nahrungsflächenpotenzial für diese und andere potenziell im Umfeld des Geltungsbereiches 
vorkommenden Arten durch Umwandlung von Intensivacker zu Extensiv-Grünland erhöhen wird 
und sich insofern die ggf. vorhandenen Bruthabitatfunktionen benachbarter Gehölze und 
Kleingewässer gefestigt werden können. 
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Greifvögel wie insbesondere die in der betreffenden Agrarlandschaft der Probstei zu erwartenden 
Arten Mäusebussard, Rotmilan, Schwarzmilan, Turmfalke und ggf. auch Baumfalke jagen 
regelmäßig innerhalb von PV-Freiflächenanlagen und nutzen die Module als Ansitze. Ein 
Nahrungsflächenverlust für diese Arten ist insofern nicht zu erwarten, vielmehr ist das 
Nahrungsangebot und die Nahrungsverfügbarkeit infolge des Nebeneinanders von 
hochstaudenreichen Reproduktionsräumen unter den Modulen sowie kurzrasigen 
Zwischenmodulflächen innerhalb von PV-Freiflächenanlagen in der Regel höher als auf 
Intensivackerflächen. 
 
Moderne PV-Module absorbieren das auftreffende Licht nahezu vollständig und weisen zudem 
keine glatte, sondern eine rauhe Oberfläche auf, so dass gewässerartige Reflektionen nicht 
auftreten. Eine über den seltenen Einzelfall hinaus gehende Verwechslung von PV-Freiflächen-
Anlagen mit Standgewässern durch Wasser- und Watvögel wurde bislang nicht festgestellt (Kap. 
7.3.3 Naturschutzfachliche Bewertungsmethoden von Freilandphotovoltaikanlagen, F+E-
Vorhaben, UFO-Plan 2005, FKZ 805 82 027, Endbericht, Auftraggeber: BUNDESAMT FÜR 
NATURSCHUTZ AUßENSTELLE LEIPZIG). 
 
Keinesfalls kommt der Fachbeitrag Artenschutz zu dem Schluss, dass ich bei der Feldlerche und 
anderen Bodenbrütern Vermeidungsmaßnahmen erübrigen würden. Vielmehr wird als 
Vermeidungsmaßnahme eine Bauzeitenregelung abgeleitet: 
„Folgende artenschutzfachliche Vermeidungsmaßnahmen sind zugunsten der im Plangebiet ggf. 
vorkommenden Bodenbrüter Feldlerche, Schafstelze, Grau- und Goldammer zu berücksichtigen: 
Sämtliche Bauarbeiten erfolgen zum Schutz der etwaig in der Fläche brütenden Bodenbrüter vor 
dem 01.03. oder nach dem 31.07. Ist die Durchführung der Bauarbeiten während der Brutzeit 
unvermeidbar, sind die betreffenden Flächen bis zum Beginn der Brutzeit durch Pflügen / Eggen 
vegetationsfrei zu halten, oder mit Hilfe von Flatterbändern das Anlegen einer Brutstätte zu 
verhindern.“ 
 
Im Ergebnis der Abwägung der Hinweis ergeben sich keine Defizite in der artenschutzrechtlichen 
Beurteilung der Planung. 
 
 
 
Die Zu- und Abfahrt zum Plangebiet erfolgt über das Wegeflurstück 30/1 von der Kreisstraße aus. 
Die hier vorhandene Ackerzufahrt und Fahrspur kann für die Errichtung des Solarparks und für 
spätere Wartungsarbeiten genutzt werden. Die Mitnutzung des Wegeflurstückes wird mit dem 
Grundstückseigentümer vereinbart. Ein genehmigungspflichtiger Ausbau ist nicht erforderlich und 
auch nicht geplant. 
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Keine Änderungen zur Änderung des FNP 
 
Keine Bedenken zum B-Plan, wasserrechtliche Belange werden nicht berührt. 
 
Der Hinweis, dass die Sammlung und Versickerung des Regewassers über Mulden bei  
der Unteren Wasserbehörde anzuzeigen ist, wird beachtet.  
Im Rahmen der Bauvorbereitung wird durch den Vorhabenträger die Versickerungs-
fähigkeit des Baugrundes geprüft und ggf. ein Entwässerungskonzept erstellt. Dabei 
werden vorhandene Drainagen berücksichtigt, um die Befahrung der Flächen dauerhaft 
sicherzustellen. Zur Klarstellung des Sachverhaltes wird darauf hingewiesen, dass 
während des Betriebs der PV-Anlage keine dauerhafte Befahrung der Flächen erfolgt. 
Nach der Errichtung der Anlage erfolgt eine Befahrung nur für gelegentliche Wartungs- 
und Pflegemaßnahmen. 
 
Der Hinweis auf vorhandene Rohrleitungen wurde in der Entwurfsplanung beachtet. Der 
Hinweis auf die Unterhaltungspflicht durch den Grundstückseigentümer wird in die 
Begründung aufgenommen.  
 
Zum FNP - Keine Bedenken 
 
 
 
Zum B-Plan - Keine Bedenken 
Die Hinweise zum Bodenschutz werden in die Begründung übernommen und sind durch 
den Vorhabenträger im Rahmen der Bauausführung zu beachten. 
 



B-Plan Nr. 9 „Photovoltaik-Anlage an der Bahn“ und 9. Änderung des FNP der Gemeinde Fiefbergen - Ergebnis der Prüfung und Abwägung eingegangener Stellungnahmen zum Entwurf  
 Stellungnahme von     Prüfung und Abwägung 

Seite 17 

11
 

K
re

is
 P

lö
n-

 D
ie

 L
an

dr
ät

in
 - 

K
re

is
pl

an
un

g 

 

 
 
 
 
Die Löschwasserversorgung wird im Zuge der Objektplanung mit der zuständigen 
Feuerwehr abgestimmt. 
 
 
 
Im Plangebiet sind keine Bau- und Gründenkmale erfasst.  
Die Belange der Denkmalpflege wurden berücksichtigt, was durch das archäologische 
Landesamt SH bestätigt wurde.  
 
Das Vorhaben wird aus Sicht des Klimaschutzes ausdrücklich begrüßt, und sollte 
unterstützend begleitet werden. 
Der vorrangige Ausbau von Photovoltaik-Freiflächenanlagen resultiert aus dem 
geringen Ausbau von Windkraftanlagen im Kreis Plön. Die Nutzung weiterer Flächen im 
Kreis Plön zum Ausbau erneuerbarer Energien ist anzustreben. 
 
Der Hinweis zur Einfriedung mit Bodenabstand wird berücksichtigt und in den Plan 
aufgenommen.  
 
 
Der Hinweis wurde im Zuge der Entwurfsfassung berücksichtigt. Ein weiterer 
Verfahrensschritt ist derzeit nicht geplant. Mit dem folgenden Satzungsbeschluss ist das 
Planverfahren abgeschlossen. 
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Unter Berücksichtigung der gegebenen Hinweise und Anregungen erfolgte eine 
ergänzende Alternativenprüfung (sh. Anhang 1zur Prüfung und Abwägung). Im Ergebnis 
der Prüfung wurde festgestellt, dass die PV-Anlage raum- und landschaftsverträglich 
erfolgt und keine Alternativen zu dem gewählten Standort im Gemeindegebiet 
existieren.  
 
Die im 2. Entwurf der Fortschreibung des LEP S-H (2020) veröffentlichen Grundsätze 
und Ziele der Raumordnung zum Ausbau der Solarenergie wurden bei der Aufstellung 
des B-Planes beachtet, wobei der geplante Grundsatz, die Entwicklung von 
Freiflächenanlagen ausschließlich entlang von Schienenwegen mit überregionaler 
Bedeutung bzw. vorbelastete Flächen auszurichten (Ziffer4.5.2, Abs. 2 G) angesichts 
der Typisierung des EEG, nach dem Schienenwege grundsätzlich vorbelastet sind (§ 
37 Abs. 1 Nr. 3 Buchst c) EEG), als unzulässige Verhinderungsplanung einzuordnen 
ist. 
Der Grundsatz, dass PV-Anlagen eine Gesamtlänge von 1000 m nicht überschreiten 
sollen, um längere bandartige Strukturen zu vermeiden, wurde beachtet. Die 
Gesamtlänge PV-Anlage entlang der Bahnstrecke beträgt ca. 600 m und wird zudem 
durch ein 20,0 m breites Landschaftsfenster unterbrochen. 
Eine gemeindeübergreifende Agglomeration von PV-Anlagen ist nicht relevant, da in 
der Nachbargemeinde Passade keine Planungsabsichten bestehen. 
 
Da die geplante PV-Anlage eine Größe von ca. 13 ha einnimmt, bleibt sie deutlich 
unter dem Schwellenwert von 20 ha, für die ein Raumordnungsverfahren durchgeführt 
werden sollte. 
 
Die Ziele der Raumordnung, PV-Anlagen nicht in Vorranggebieten für den Naturschutz 
und in regionalen Grünzügen zu errichten, wurden berücksichtigt. 
 
Vor dem Hintergrund, dass die Stromerzeugung aus erneuerbaren Energien in 
Schleswig-Holstein bis zum Jahr 2025 auf mindestens 37 Terawattstunden ausgebaut 
soll, verfolgt die Gemeinde ihre Planungsziele weiter und leistet somit ihren Beitrag zur 
Energiewende. 
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Die Hinweise der UNB werden im Rahmen der Abwägung geprüft. 
 
 
Die Bedenken wurden geprüft. Im Ergebnis der Prüfung wurde festgestellt, dass die 
Bedenken unbegründet sind. Hierzu sh. Alternativenprüfung und Umweltbericht. 
 
 
Die Gemeinde beabsichtigt keine Umstellung des Planverfahrens, da die Kosten-
tragung und Planumsetzung durch städtebaulichen Vertrag gesichert wird. 
 
 
Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. 
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Keine Bedenken 
 
Die Hinweise zur Berücksichtigung der straßenbaulichen und straßenverkehrlichen 
Belange sind Bestandteil der Begründung. 
Sollten Maßnahmen an überörtlichen Verkehrswegen erforderlich werden, hat der 
Vorhabenträger hierfür das Einvernehmen des Landesbetriebes Straßenbau einzuholen. 
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Keine Bedenken,  
die Hinweise aus der Stellungnahme zum Vorentwurf wurden in der Entwurfsfassung 
weitgehend berücksichtigt. 
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Der Hinweis zur Gewährleistung des erforderlichen Sichtraumes am Bahnübergang wird 
berücksichtigt. Durch Rücknahme der Baugrenzen werden in allen 4 Quadranten die 
Sichträume von jeglichen Einbauten einschließlich Einfriedungen freigehalten.  
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Bürgerbeteiligung - Öffentliche Auslegung von 08.02.2021 bis 12.03.2021 
 

Während der öffentlichen Auslegung wurden von Bürgern Hinweise oder Anregungen geäußert. 

 

 











 
Anhang 1 zur Prüfung und Abwägung 

 

Standortalternativenprüfung Solarpark Fiefbergen 

 
Gemäß EEG 2021 § 48 Solare Strahlungsenergie und „Abhandlungen zur 
Standortalternativenprüfung in der Bauleitplanung“ gemäß Dr. Holger Weiß und Hansjörg 
Wuster 

Anforderungen an das EEG: 

(1) Für Strom aus Solaranlagen, deren anzulegender Wert gesetzlich bestimmt wird, beträgt 
dieser vorbehaltlich der Absätze 2 und 3 6,01 Cent pro Kilowattstunde, wenn die Anlage  
 
1. auf, an oder in einem Gebäude oder einer sonstigen baulichen Anlage angebracht ist 

und das Gebäude oder die sonstige bauliche Anlage vorrangig zu anderen Zwecken 
als der Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungsenergie errichtet worden ist, 

 
2. auf einer Fläche errichtet worden ist, für die ein Verfahren nach § 38 Satz 1 des 

Baugesetzbuchs (Planfeststellungsverfahren) durchgeführt worden ist, oder 
 
3. im Bereich eines beschlossenen Bebauungsplans im Sinn des § 30 des Baugesetzbuchs 

errichtet worden ist und  
a) 
der Bebauungsplan vor dem 1. September 2003 aufgestellt und später nicht mit dem 
Zweck geändert worden ist, eine Solaranlage zu errichten, 
b) 
der Bebauungsplan vor dem 1. Januar 2010 für die Fläche, auf der die Anlage 
errichtet worden ist, ein Gewerbe- oder Industriegebiet im Sinn der §§ 8 und 9 der 
Baunutzungsverordnung ausgewiesen hat, auch wenn die Festsetzung nach dem 1. 
Januar 2010 zumindest auch mit dem Zweck geändert worden ist, eine Solaranlage zu 
errichten, oder 
c) 
der Bebauungsplan nach dem 1. September 2003 zumindest auch mit dem Zweck der 
Errichtung einer Solaranlage aufgestellt oder geändert worden ist und sich die Anlage  
aa) 
auf Flächen befindet, die längs von Autobahnen oder Schienenwegen liegen, und die 
Anlage in einer Entfernung von bis zu 200 Metern, gemessen vom äußeren Rand der 
Fahrbahn, errichtet worden und innerhalb dieser Entfernung ein längs zur Fahrbahn 
gelegener und mindestens 15 Meter breiter Korridor freigehalten worden ist, 
bb) 
auf Flächen befindet, die zum Zeitpunkt des Beschlusses über die Aufstellung oder 
Änderung des Bebauungsplans bereits versiegelt waren, oder 
cc) 
auf Konversionsflächen aus wirtschaftlicher, verkehrlicher, wohnungsbaulicher oder 
militärischer Nutzung befindet und diese Flächen zum Zeitpunkt des Beschlusses über 
die Aufstellung oder Änderung des Bebauungsplans nicht rechtsverbindlich als 
Naturschutzgebiet im Sinn des § 23 des Bundesnaturschutzgesetzes oder als 
Nationalpark im Sinn des § 24 des Bundesnaturschutzgesetzes festgesetzt worden sind. 
 
 
 



 
 
 
 

1.   Alternativensuche 
 

Bei der Alternativensuche stellt sich die Frage nach dem Suchraum (a) und der Intensi-
tät der Suche (b). 

  
a) Suchraum 
Der Zuschnitt des Suchraums hängt vom Geltungsbereich des jeweiligen Plans und der 
Zielsetzung der Planung ab. Bei der Bauleitplanung bildet das Gemeindegebiet den maxi-
malen Suchraum (aa). Die Zielsetzung der Planung kann den Suchraum verkleinern. Alter-
nativen müssen nur an Standorten gesucht werden, an denen die Planziele erreichbar sind 
(bb). 
 
 
Bei der Standortalternativenprüfung wurde festgestellt, dass kein anderer Standort in Frage 
kommen kann, da die Planungsziele an keinem Standort in der Gemeinde bzw. mit den 
Nachbargemeinden umgesetzt werden können.  
 
Begründung: Gemäß Anforderungen des EEG 2021 sind Anlagen entlang von Bahnschienen 
und Autobahnen, Konversionsflächen, versiegelten Flächen oder nach § 38 BAUGB planfest-
gestellten Flächen, sowie auf Flächen die bereits einen Bebauungsplan haben. Siehe dazu 
Seite 1. Alle dort aufgeführten Flächenkriterien sind in der Gemeinde Fiefbergen nicht zu 
finden, bis auf Flächen entlang von Bahnschienen.  
Um die Planungsziele zu erreichen, bedarf es einer Flächengröße/Nettobaufeld von ca. 11 
ha. Da es in der Gemeinde Fiefbergen keine geeigneten Flächen gemäß EEG gibt, bleibt nur 
die Bahnschiene. Hierzu findet sich leider keine Flächenkulisse die der Fläche der angestreb-
ten Planung gleich kommt. Das Gemeindegebiet erstreckt sich auf ca. 1,9 km parallel zur 
Bahntrasse. Hiervon sind maximal die angestrebte Fläche des Bebauungsplans Nr. 9 mit ca. 
600 Metern Länge nutzbar oder wie in nachfolgender Grafik aufgezeigt eine Fläche im Osten 
von Fiefbergen. 
 

 
 
 



 
 
 
Die im Osten markierte Fläche erreicht eine Größe von ca. 8 ha. was damit im Widerspruch zur 
angestrebten Planung steht und somit keine Alternative ist. Weiterhin hätte man bei der östli-
chen Fläche das Problem, dass die Flächen zersplittert sind und eine Zersiedelung aufkommen 
könnte. Weiterhin ist eine Teilfläche der östlichen Fläche unmittelbar an einer Bebauung. Würde 
man die Fläche entsprechend um diese reduzieren, wäre noch eine Fläche von ca. 6,5 ha verfüg-
bar.  
 
Zieht man weiterhin die Waldabstandsflächen im östlichen Bereich ab, reduziert sich die Fläche 
weiterhin um ca. 0,5 ha. Final würde also am Alternativstandort „nur“ eine Fläche von ca. 6 ha 
zur Verfügung stehen. Damit scheidet diese Fläche als Alternativstandort aus.  
 
Gemäß Abhandlungsempfehlung des oben genannten Artikels/Autoren zur Standortprüfung in 
der Bauleitplanung, ist eine Grobanalyse vorgegeben, welche hiermit abgeschlossen ist. Weitere 
Flächen in der Gemeinde Fierbergen entsprechen nicht den Kriterien des EEG und sind damit 
keine Alternativen. Alle anderen Flächen in der Gemeinde Fiefbergen sind reine Ackerflächen die 
keiner anderweitigen Nutzung zu geführt werden können.  
 
Weiterhin wurde geprüft ob eine Möglichkeit besteht mit den Nachbargemeinden ein gemein-
sames Projekt zu errichten. Passade ist die einzige Gemeinde mit der ein gemeinsames Projekt in 
dem Umfang möglich wäre. Beide Gemeinden haben Flächen entlang der Bahnlinie Kiel-
Schönberg. Die Gemeinde Passade hat sich jedoch gegen ein gemeinsames Projekt entschieden, 
womit auch die gemeindeübergreifende Planung nicht zielführend ist.  
Da die Flächen östlich von Fiefbergen nicht geeignet sind, ist ein gemeinsames Projekt mit 
Schönberg ebenfalls nicht möglich.  
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